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LIEBE FREUNDINNEN UND FREUNDE,

das erste parlamentarische Jahr mit der Großen Koalition ist "überstanden" – so muss
man es wirklich nennen. Viel Spielraum bleibt angesichts der erdrückenden Regierungs-
mehrheit nicht für die Opposition. Die Arroganz der Über-Macht bekommen wir immer
wieder zu spüren. Zum Beispiel wenn wir umfangreiche Vorlagen, über die beraten und
abgestimmt werden soll, erst während einer laufenden Sitzung erhalten. Lapidare Ant-
wort auf unsere Empörung darüber: es sei doch im Grunde klar, worum es ginge. In sol-
chen ganz dreisten Fällen können wir dann immerhin mal eine Sitzungsunterbrechung
und Vertagung um einige Stunden erreichen – das ist nicht viel, macht aber immerhin
deutlich, dass es Grenzen gibt bei der Missachtung der Opposition.

Auch parlamentarische Debatten verdienen diesen Namen eigentlich gar nicht mehr,
wenn sich immer abwechselnd ein Unionspolitiker und ein Sozialdemokrat gegenseitig
auf die Schultern klopfen für ihre Regierungspolitik – bevor wir mal ganz kurz für ein
paar Minuten mit unserer Kritik die Harmonie stören dürfen. Die paar Minuten Redezeit
nutzen wir dazu besonders gern, schon allein um die gähnende Regierungsmonolog-
Langeweile wenigstens kurz zu unterbrechen.

Die Ergebnisse der Europa- und Kommunalwahlen in Baden-Württemberg geben dage-
gen Anlass zur Hoffnung. Ich freue mich besonders, dass wir mit Maria Heubuch jetzt
eine zweite Bäuerin im Europaparlament haben, die die Landwirtschaft bei uns im Süd-
westen aus erster Hand kennt. In vielen Gemeinde- und Kreisräten im Land sind wir sehr
gut vertreten. Eine gute Basis für die Landtagswahlen 2016, bei denen es darum gehen
wird, den Menschen in Baden-Württemberg die erfolgreiche Bilanz unserer grünen Re-
gierungspolitik im Ländle zu vermitteln. Dazu wollen auch wir von der Landesgruppe aus
der Bundespolitik unseren Beitrag leisten: eine wichtige Arbeit, die sich lohnen wird!

Doch zunächst wünsche ich allen einen wunderschönen Sommer und gute Erholung!
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KERSTIN ANDREAE
stellvertretende Fraktionsvorsi stzende

GRÜNE UND BUNDESREGIERUNG LEGEN
GESETZENTWÜRFE VOR

ine verbindliche Frauenquote in den Aufsichtsräten

großer Unternehmen ist in greifbare Nähe gerückt.

Vor einigen Tagen hat Familienministerin, Manuela

Schwesig, ihren Kabinettskollegen einen Gesetzesvor-

schlag für eine gleichberechtigte Teilhabe von Frauen

und Männern an Führungspositionen in der Privatwirt-

schaft und im öffentlichen Dienst zugeschickt. Noch im

August soll das Kabinett darüber beschließen. Die 30

Prozent - Quote betrifft die Aufsichtsräte der rd. 100

Unternehmen, die börsennotiert und mitbestimmt sind

und sie soll ab 2016 zunächst nur für Neubesetzungen

und ab 2018 generell gelten.

GUT AUSGEBILDETE, IDEENREICHE UND
ENGAGIERTE FRAUEN SOLLEN ENDLICH IHRE
CHANCE BEKOMMEN - ES IST HÖCHSTE ZEIT

Es wäre auch unternehmerisch klug und vorausschau-

end, das Know-how und die Fähigkeiten von Frauen

besser zu nutzen: Firmen mit höherem Frauenanteil in

ihren Führungsetagen sind wirtschaftlich erfolgreicher

und innovativer. Und der Fach- und Führungskräfte-

mangel klopft bereits an die Türen. Eine gesetzliche

Quote wird helfen, den Aufholprozess in den Firmen

spürbar zu beschleunigen und für die Unternehmen

planbar zu machen. 

Freiwillige Zusagen haben leider wenig bewegt. Weder

die 2001er Vereinbarung der Bundesregierung mit den

Arbeitgeberverbänden noch Vorgaben im deutschen

Corporate-Governance-Kodex haben an der Männerdo-

minanz in den Führungsetagen etwas geändert. Bei den

200 größten deutschen Unternehmen sitzt nur in jedem

25sten Vorstandssessel eine Frau. In den Aufsichtsräten

sieht es zwar etwas besser aus, immerhin sind fast 15

Prozent Frauen. Allerdings sind dies überwiegend Ar-

beitnehmervertreterinnen, die Aktionärsseite wählt

nach wie vor kaum Frauen in den Aufsichtsrat. Bei öf-

fentlichen Unternehmen sieht es kaum besser aus. Nach

einer aktuellen Studie, die die größten öffentlichen Un-

ternehmen in Deutschland untersucht hatte, ist in den

Vorständen bzw. Geschäftsführungen von Bundesunter-

nehmen nur jede siebente Position mit einer Frau be-

setzt. Niedrig ist der Frauenanteil auch bei den Gremien

im Einflussbereich des Bundes. Trotz des seit 1994 gel-

tenden Bundesgremienbesetzungsgesetzes (BGremBG)

lag der Anteil von weiblichen Mitgliedern in diesen Gre-

mien zum Zeitpunkt des letzten Berichts 2009 nur bei

24,5 Prozent.

GRÜNES FÜHRUNGSKRäFTEGESETZ WÜRDE
KULTURWANDEL AUSLÖSEN

Die überkommenen Führungsstrukturen sind offensicht-

lich enorm hartnäckig. Hier braucht es einen grundle-

genden Kulturwandel. Die grüne Bundestagsfraktion hat

deshalb vor wenigen Wochen ein Führungskräftegesetz

zur geschlechtergerechten Besetzung von Aufsichtsrä-

ten, Gremien und Führungsebenen vorgelegt, das über

den Gesetzentwurf der Bundesregierung hinausgeht.

Wir haben dafür ins Ausland geschaut, was dort gut

läuft und was nicht. Am weitesten ist Norwegen, wo

seit 2006 mindestens 40 Prozent der Aufsichtsräte

Frauen sein müssen. Der grüne Entwurf sieht ebenfalls

eine 40-Prozent-Quote für das jeweils unterrepräsen-

tierten Geschlecht vor. Anders als im Schwesig-Entwurf

beschränkt sich die grüne Quote aber nicht auf die 100

„Big Player“, sondern soll für rd. 3.500 Unternehmen in

Deutschland gelten, nämlich für alle Unternehmen, die

börsennotiert sind oder der Mitbestimmung unterlie-

gen. Das betrifft grundsätzlich größere Unternehmen

mit mehr als 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern,

die mit der Bildung eines Aufsichtsrats bereits vertraut

sind. Erst durch diesen größeren Kreis kann die Quote
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aber tatsächlich einen grundlegenden Kulturwandel

auslösen. Damit das Ganze praktikabel wird, trifft der

grüne Gesetzentwurf unterschiedliche Festlegungen für

die Arbeitnehmerseite und die Anteilseignerseite des

Aufsichtsrats. So können Konflikte mit der Mitbestim-

mung in Unternehmen verhindert werden: Auf Anteils-

eignerseite wird zunächst ab 2016 für Neubesetzungen

und ab 2018 für alle Mitglieder eine Mindestquote für

beide Geschlechter in Höhe von 40 Prozent eingeführt.

Auf Arbeitnehmerseite soll sich die Verteilung von

Frauen und Männern im Unternehmen widerspiegeln.

Das macht Sinn, denn so kann die Belegschaft besser

repräsentiert werden. Die hier bereits bestehenden Re-

gelungen zur geschlechtergerechten Besetzung werden

ausgeweitet und strenger gefasst. Schwesigs-Entwurf

schert dagegen Anteilseigner- und Arbeitnehmerseite

über einen Kamm. Das ist nicht sachgerecht und wird

von der grünen Bundestagsfraktion, aber auch von den

Gewerkschaften kritisiert. Für „kleine“ Aufsichtsräte mit

nur 3 Mitgliedern, ist eine 40-Prozent Quote nicht rea-

lisierbar, es gäbe immer ein unterrepräsentiertes Ge-

schlecht. Deshalb gilt für diese Fälle eine Ausnahme von

30 Prozent.

Nach grünen Vorstellungen unterliegen auch Unterneh-

men mit Bundesbeteiligung der Mindestquote in Auf-

sichtsräten. Was für private Unternehmen gilt muss erst

recht für solche im Bundesbesitz gelten. Bei der Euro-

päischen Gesellschaft (sogenannte SEs) wird die beste-

hende Soll-Vorschrift durch eine obligatorische

Regelung ersetzt. Das versäumt die Bundesregierung

und öffnet damit ein Schlupfloch.

WAS pASSIERT, WENN NICHTS pASSIERT?

Der Aufsichtsrat wird von der Hauptversammlung der

Anteilseignerinnen gewählt. Wählen diese einen Auf-

sichtsrat, der nicht der Quote entspricht, dann sind

diese Hauptversammlungsbeschlüsse nichtig, die oder

der Gewählte kann nicht Aufsichtsratsmitglied werden.

Damit die Quote auch wirklich ein „scharfes Schwert“

in der Hand der Frauen ist, haben wir diese sehr wirk-

same Sanktion vorgesehen. Zudem kann dies die Nich-

tigkeit der Beschlüsse des Aufsichtsrates nach sich

ziehen, der Aufsichtsrat wäre beschlussunfähig. Eine

Möglichkeit wäre dann eine – auch sehr schnelle –

Nachbesetzung des Aufsichtsrats durch ein Gericht. In

diesen Konsequenzen sind sich der grüne Entwurf und

der Entwurf aus dem Familienministerium sehr ähnlich.

Die grüne Bundestagsfraktion hatte aber schon in der

letzten Wahlperiode ein Vorgängergesetz mit diesen

Vorschlägen eingebracht und kann deshalb durchaus

das „Copyright“ für sich reklamieren .

BUNDESGREMIENBESETZUNGSGESETZ WIRD
KONSEqUENTER GEFASST

Auch hier wird die Einführung einer Mindestquote von

40 Prozent für jedes Geschlecht (hier will die Familien-

ministerin eine paritätische Besetzung) vorgeschlagen.

Ausnahmen werden gestrichen - so wird nach grünen

Vorstellungen auch der Vorstand der Bundesbank weib-

licher werden - und Berichtspflichten ausgeweitet. 

Ein Novum: Auch für die Führungsebenen in den Unter-

nehmen sind Regelungen vorgesehen. Diese sollen

schrittweise den Anteil von Frauen erhöhen. Eine

strenge Quote wäre hier aber fehl am Platz. Deshalb

sollen die Unternehmen sich selbst ein Förderkonzept

mit Zielen erstellen und veröffentlichen. Werden die

Ziele nicht erreicht, sind die Gründe dafür darzulegen.

Der grüne Entwurf setzt hier stark auf die Peinlichkeit

einer öffentlichen Blamage für die Unternehmen. Wird

aber kein oder ein mit falschen Angaben versehenes

Gleichstellungskonzept erstellt, gelten Bußgeldvor-

schriften.
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DR. FRANZISKA BRANTNER
sprecherin Für kinder- und Familienpolitik

ine ordentliche Summe Geld“ für Kitas und Hoch-

schulen kündigte Ministerin Schwesig noch im De-

zember an. Davon ist für die Kitas wenig übrig

geblieben. Zuerst sollten 2 Milliarden zusätzlich fließen,

nach den Verhandlungen war schließlich nur noch von

einer Milliarde die Rede. Bei genauerem Hinsehen lässt

sich nicht einmal von dieser Summe sprechen, denn

450 Milliarden des Sondervermögens sind schon bewil-

ligt und damit bereits verplant. Es bleiben insgesamt

550 Millionen für vier Jahre, um die das Sondervermö-

gen aufgestockt werden soll, und weitere 100 Millionen

über die Umsatzsteuerpunkte ab 2017. Dies ist unter

Schwarz-Rot mit Ministerin Schwesig weniger für vier

Jahre als es unter Schwarz-Gelb jährlich gab. Das reicht

lange nicht aus für die nötigen Investitionen in den

Ausbau und die Qualität frühkindlicher Bildung.

Der Ausbau der Kinderbetreuung und die Einführung

des Rechtsanspruchs waren ein Meilenstein – doch die

Qualität darf dabei nicht unter den Tisch fallen.

Als kinder- und familienpolitische Sprecherin der Frak-

tion setze ich mich für eine Qualitätsoffensive in den

Kitas ein. Dabei geht es mir vor allem um die Zeit, die

Erzieherinnen und Erziehern zur Verfügung steht, um

auf jedes einzelne Kind einzugehen. Hierfür lässt sich

nach Empfehlungen von Experten ein Qualitätsstandard

bundesweit gesetzlich verankern, der festschreibt, wie

viele Erzieherinnen und Erzieher ein Kind betreuen.

Dabei ist uns wichtig, auch die Zeiten mit einzuberech-

nen, die Erzieher mit der Elternarbeit oder Vorbereitung

verbringen.

Wir Grüne wollen nicht nur das Recht jedes Kindes auf

einen Kitaplatz, sondern setzen uns für das bundes-

weite Recht jedes Kindes auf einen guten Kitaplatz ein.

Wir sind der Überzeugung, dass Bund, Länder und Kom-

munen sich an einen Tisch setzen müssen, wie auch

schon in 2007, um gemeinsam zu planen, wie die Quali-

tät frühkindlicher Bildung im Sinne unserer Kinder ge-

staltet und finanziert werden kann. Mit einem breiten

Bündnis für Qualität können wir den Bedürfnissen un-

serer Kinder besser gerecht werden. Die Einführung von

Qualitätsstandards könnte dem Bund erlauben, zielge-

richtet in die Qualität von Kitas zu investieren - und vor

allem eine langfristige finanzielle Beteiligung des Bun-

des sicherstellen. 

FÜR ECHTE FLExIBILITäT BEIM ELTERNGELD

Endlich will Schwarz-Rot mit dem ElterngeldPlus nun

umsetzen, was wir Grüne und die Familienverbände

schon lange fordern: Eltern, die Erwerbs- und Familien-

arbeit partnerschaftlich aufteilen, werden beim Eltern-

geld zukünftig nicht mehr benachteiligt. 

“Zeit“ ist für Familien eine besonders wertvolle Res-

source. Dafür bedarf es in Deutschland aber auch eines

Wandels des Arbeitsmarktes hin zu einer familien-

freundlicheren Arbeitswelt. Wir wollen das Elterngeld

daher noch wesentlich weiter flexibilisieren, so wie es

auch in anderen europäischen Ländern der Fall ist. In

Belgien und Schweden etwa kann die Elternzeit ganz-,

halb, viertel- und achteltägig genommen und entspre-

chend verlängert werden. Was bedeutet das? Wenn ein

Vater seine Arbeitszeit um ein Viertel reduziert, erhält

er anteilig ein Viertel des Elterngeldes monatlich und

dies für viermal so viele Monate. Beim ElterngeldPlus

von Frau Schwesig dagegen ist nach höchstens 28 Mo-

naten Schluss – egal ob Vater und Mutter ihre Arbeits-

zeit um 25% oder 50% reduzieren. Eine achteltägige

Aufteilung bleibt Eltern schon deshalb verwehrt, da der

Elterngeldanspruch bei einer Arbeitszeit über 30 Wo-

chenstunden verfällt. Zudem ersetzt das ElterngeldPlus

höchstens die Hälfte des vollen Elterngeldes. Wir fin-

den, dass wir anderen Ländern folgen sollten: Wenn wir

schon Flexibilität im bestehenden System einführen,

E
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dann bitte eine echte Wahlfreiheit, eine echte Anpas-

sung an die Lebensrealität von Eltern!

Auch das angekündigte Rückkehrrecht auf Vollzeit muss

nun zügig umgesetzt werden, damit die angestrebte

Reform ihre Wirkung am Arbeitsmarkt entfalten kann.

Frau Schwesig sieht vor, dass Arbeitnehmerinnen und

Arbeitnehmer keine Zustimmung ihres Arbeitgebers

mehr brauchen, wann und wie sie die Elternzeit in An-

spruch nehmen. Wir müssen aber die Unternehmen mit

ins Boot holen, statt Reformen zu entwerfen, die sich

insbesondere für Frauen am Arbeitsmarkt als Bumerang

erweisen könnten.

Auch in anderen Punkten besteht darüber hinaus wei-

terhin Handlungsbedarf: Ministerin Schwesig hat leider

die Chance verpasst, mit ihrer Reform des Elterngelds

die drängende Gerechtigkeitslücke bei Eltern mit ALG-

II-Bezug zu schließen. Durch die volle Anrechnung blei-

ben ärmere Familien beim Elterngeld weiter außen vor.

Ihre Erziehungsleistung wird offensichtlich von der

Bundesregierung nicht im gleichen Maße gewürdigt wie

die anderer Familien. Das ist nicht akzeptabel.

WIRKSAM GEGEN KINDERARMUT VORGEHEN 

Rund 2,5 Millionen Kinder in Deutschland leben in

Armut. Leider tauchen diese Kinder und ihre Familien

weder im Koalitionsvertrag noch im Haushalt für das

Jahr 2014 auf. Es fehlt gänzlich an einer Strategie der

Bundesregierung in diesem Bereich. 

Es gilt Konsequenzen aus der Evaluation der Ehe- und

Familienförderung zu ziehen und uns daran zu wagen,

die Leistungen umzugestalten. Dabei haben wir die För-

derung unserer Kinder im Blick statt den Trauschein der

Eltern. Ein erster Schritt in die richtige Richtung wäre

den Kinderzuschlag zu erhöhen und umzugestalten. Wir

brauchen zudem endlich eigenständige Hartz-4-Sätze

für Kinder und Jugendliche. Die Bedarfe von Kindern

lassen sich nicht aus statistischen Durchschnittswerten

errechnen! 

Studien zeigen uns immer wieder: Ganz besonders  Al-

leinerziehende und ihre Kinder sind armutsgefährdet.

Knapp 40 % aller Alleinerziehenden beziehen SGB-II-

Leistungen, aber nur 7,2 % aller Paare mit Kindern. Und

doch schaffen sie es nicht auf die Agenda der Koalition. 

JUGENDMEDIENSCHUTZ GEMEINSAM
VORANBRINGEN

Ein zukunftsorientierter und effektiver Jugendmedien-

schutz ist wichtiger denn je. In einer globalisierten Me-

dienwelt, die durch das Internet neue Formen der

Kommunikation erschließt, ist der Schutz von Kindern

und Jugendlichen eine wachsende Herausforderung. Um

Kinder und Jugendliche bestmöglich zu schützen, müs-

sen einheitliche technische Lösungen gefunden werden,

damit Surfen sicher ist und Spaß macht. Daneben wol-

len wir auch die Medienkompetenz von Kindern und El-

tern stärken, denn sie ist der Schlüssel zu einem

bewussten Umgang mit den neuen Medien. 

Die anstehende Novellierung des Jugendmedienschutz-

staatsvertrages (JMStV) ist bis jetzt eine Möglichkeit

für uns Grüne, vor allem Fragen zu stellen. Die vorgese-

henen Filter zum Beispiel funktionieren für Computer,

aber nicht für Tablets oder Handys. Eigentlich müssten

deswegen jetzt Bund und Länder sowie andere relevan-

ten Akteure an einen Tisch und ganzheitliche Lösungen

erarbeiten. Gleichzeitig dürfen wir nicht vergessen über

den Tellerrand zu schauen und eine europäische Har-

monisierung und Verständigung mitzudenken - zum

Beispiel eine gemeinsame Alterskategorisierung und -

freigabe. 

Kita

QuAlITäTSoFFENSIVE
ist ÜbeRfälliG
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AGNIESZKA BRuGGER
sprecherin Für sicherheitspolitik und abrüstung

ährend wir Grüne der Überzeugung sind, dass

Frieden nie mit Waffen geschaffen werden kann,

machte Schwarz-Rot mit Militäreinsätzen, Kampfdroh-

nen, Rüstungsexporten und der Aufweichung der Parla-

mentsbeteiligung Schlagzeilen. Die SPD ist im ersten

halben Jahr ihrer Regierungsbeteiligung bei so ziemlich

allen wichtigen sicherheits- und abrüstungspolitischen

Themen gegenüber der Union eingeknickt und hat sich

von all ihren Versprechen aus dem Wahlkampf verab-

schiedet. Das betrifft ein klares Nein zur Beschaffung

von Kampfdrohnen ebenso wie den Abzug der Atom-

waffen aus Deutschland als auch mehr Transparenz und

die strikte Begrenzung bei den Rüstungsexporten. Ge-

rade die letzten Monate haben noch einmal eindrück-

lich gezeigt, wie wichtig eine kritische und

differenzierte grüne Stimme in der Friedenspolitik ist,

die für zivile Konfliktlösungen, die Beseitigung der Ur-

sachen von Gewalt, ein Ende der Rüstungsexportoffen-

sive und eine glaubwürdige Abrüstungspolitik kämpft. 

VORRANG FÜR ZIVIL - NICHT IMMER GLEICH

NACH DEM MILITäR RUFEN

Mit viel Einsatz haben sich Verteidigungsministerin von

der Leyen und auch Bundespräsident Gauck seit der

Münchner Sicherheitskonferenz für mehr deutsche Mi-

litäreinsätze ausgesprochen. Dabei sind sich alle bis

weit in das konservative Lager einig, dass Konflikte sich

niemals mit militärischen Mittel lösen lassen. Aber es

fehlt nicht bei den Militäreinsätzen, sondern bei der zi-

vilen Konfliktbearbeitung an Personal, finanziellen Mit-

teln und Strukturen. Die schwarz-rote Bundesregierung

tut hier aber nichts. Beispielsweise sind derzeit weniger

als 400 zivile und polizeiliche Einsatzkräfte aus

Deutschland in Friedensmissionen aktiv. Mit unserem

Antrag „Mehr Anerkennung für Peacekeeper in interna-

tionalen Friedenseinsätzen“ fordern wir die Bundesre-

gierung auf, dieses wichtige Engagement ideell, aber

auch finanziell und institutionell zu stärken. Mehr Ver-

antwortung bedeutet jedoch auch, dass Deutschland

endlich seine internationalen Zusagen einhält und die

Mittel für Entwicklungszusammenarbeit erhöht sowie

Krisenregionen nicht weiter durch eine unverantwortli-

che Rüstungsexportpolitik destabilisiert. Zudem muss

endlich Schluss sein mit der hartherzige Abschottungs-

politik gegenüber Flüchtlingen, der mutlosen Klimapoli-

tik und der ungerechte Handelspolitik dieser Regierung.

Aus grüner Sicht kann der Einsatz von Militär als äu-

ßerstes Mittel unter sehr engen Rahmenbedingungen

nötig sein, um kurzfristig Raum und Sicherheit für zivile

Konfliktlösungen zu schaffen oder einen Beitrag zum

Schutz der Zivilbevölkerung zu liefern, wie aktuell bei

der VN-Friedensmission im Südsudan. Während wir

Grüne dafür streiten, dass es keine Abkehr von der Kul-

tur der militärischen Zurückhaltung und bessere Bedin-

gungen für zivile Konfliktlösungen gibt, hat

Schwarz-Rot eine Kommission auf den Weg gebracht,

die die Parlamentsbeteiligung bei Auslandseinsätzen der

Bundeswehr evaluieren soll. Unseren grünen Vorschlag

die Stärkung der Parlamentsrechte überhaupt nur zu

prüfen, hat die GroKo mit ihrer Mehrheit einfach abge-

bügelt. Das ist entlarvend und offenbart, dass diese

Kommission offensichtlich die Aufweichung der Parla-

mentsbeteiligung zum Ziel hat. Bei diesem Angriff auf

die wichtige Kontrolle und Legitimation von Auslands-

einsätzen der Bundeswehr werden wir nicht das grüne

Feigenblatt spielen und sind daher aus guten Gründen

aus dieser Kommission ausgestiegen.

GLAUBWÜRDIGE ABRÜSTUNGSpOLITIK STATT

SCHWARZ-ROTER DROHNENEUpHORIE

Verantwortungsvolles Handeln setzt aber auch in einem

anderen Bereich an: Bei der Abrüstung und der strikten

W

WWW.AGNIESZKA-BRUGGER.DE

6  SÜDWESTGRÜN 02/18

Tel. 030 / 227-71570, Fax 030 / 227-76195, agnieszka.brugger@bundestag.de

WAHLKREISBÜRO Rosenstraße 39, 88212 Ravensburg,

Tel. 0751 / 3593966, Fax 0751 / 3593967 agnieszka.brugger@wk.bundestag.de



Begrenzung von Rüstungsexporten. Denn die unkontrol-

lierte Verbreitung von Waffen macht die gewaltsamen

Konflikte dieser Welt nicht nur wahrscheinlicher, son-

dern blutiger. Aufrüstungsspiralen bergen nicht nur die

große Gefahr, dass neue Unsicherheiten zwischen den

Staaten geschaffen und ganze Regionen destabilisiert

werden. Es werden auch global Unsummen von Geldern

für Kriege und Waffen ausgegeben, die weitaus sinnvol-

ler in Bereichen wie Entwicklung, Bildung und im sozia-

len Sektor investiert wären. Doch die Verteidigungs-

ministerin will sich trotzdem mit Kampfdrohnen an

einer weiteren Aufrüstungsspirale beteiligen. Anstatt

der angekündigten breiten gesellschaftlichen Debatte

gab es im Bundestag nur eine Anhörung, die eher eine

Farce war, da sich von der Leyen offensichtlich längst

für die Beschaffung von Kampfdrohnen entschieden

hatte.

Bei diesem Thema hat Schwarz-Rot in blinder und nai-

ver Technikgläubigkeit gewichtige Argumente gegen

Kampfdrohnen einfach beiseite gewischt: Sie drohen

die Kriegsführung massiv und unwiederbringlich zu ver-

ändern, etwa durch den Einstieg in die Nutzung auto-

nomer Systeme, und senken die politische Hemm-

schwelle zum Einsatz militärischer Gewalt. Zudem ist es

völlig inakzeptabel, dass die Bundesregierung vor dem

US-amerikanischen Drohnenkrieg die Augen verschließt

und schweigt, während von Ramstein und Stuttgart aus

Völkerrecht gebrochen wird.

Auch beim Thema Atomwaffen kneift die SPD, die ihre

vollmundigen Versprechen aus dem Wahlkampf wohl

schneller vergessen hat, als man schauen kann: Zusam-

men mit der Union unterstützt sie sogar die „Moderni-

sierung“ der US-Atombomben in Deutschland anstatt

sich endlich tatkräftig für einen Abzug dieser Massen-

vernichtungswaffen einzusetzen. So werden die Atom-

bomben in Büchel am Ende noch präziser und gefährli-

cher sein als ihre Vorgängermodelle.

Im letzten Jahr von Schwarz-Gelb hat sich die Gesamt-

ausfuhr von Kriegswaffen aus Deutschland an Dritt-

staaten massiv erhöht: Kleinwaffen an Saudi-Arabien

sowie Panzer nach Katar und Indonesien oder gleich

eine Panzerfabrik für Algerien – obwohl die Menschen-

rechtslage im Empfängerstaat ein wichtiges Kriterium

in den Rüstungsexportrichtlinien ist. Insgesamt gingen

67 Prozent aller Kriegswaffenexporte an Drittstaaten,

obwohl nach den deutschen Rüstungsexportrichtlinien

diese nur in begründeten Ausnahmefällen erfolgen dür-

fen. Die Ausnahme wird somit immer mehr zur sicher-

heitspolitisch brandgefährlichen Regel, die weltweite

Aufrüstungsspiralen anfacht und Regionen mit fragiler

sicherheitspolitischer Lage zu destabilisieren droht.

Während die Union und die Waffenlobby zwar lautstark

über den vermeintlichen Friedensengel Gabriel klagen,

offenbaren die Genehmigungen für Rüstungsexporte in

der kurzen Amtszeit von Schwarz-Rot eine hässliche

und höchst riskante Realität. Sie verabschiedet sich

immer mehr von den geltenden Grundsätzen für eine

restriktive deutsche Rüstungsexportpolitik. Obwohl die

schwarz-rote Bundesregierung stets beteuert, dass sie

nun mehr Transparenz in der Rüstungsexportpolitik

walten lässt, entpuppt sich dieses Versprechen als Mär-

chenerzählung und Irreführung. Nach wie vor fehlen bei

der Unterrichtung des Parlamentes wesentliche Infor-

mationen. Eine restriktive Rüstungsexportpolitik ist nur

möglich, wenn die rot-grünen Richtlinien aus dem Jahr

2000 endlich gesetzlich verankert werden. Solange die

Merkel-Regierung aber nicht erkennen will, dass der

Export von Waffen gewaltsame Konflikte verschärft,

kann von mehr deutscher Verantwortung für Frieden

und Sicherheit in der Welt wirklich keine Rede sein.

GRÜNe aNtwoRteN
fÜR fRiedeN uNd sicheRheit
STATT SCHWARZ-ROTER DOppELZÜNGIGKEIT
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HARAlD EBNER
sprecher Für gentechnik- und bioökonomiepolitik

er heftige Protest gegen den Genmais 1507 – auch
bekannt als Merkelmais –hat die Große Koalition

überrascht. Die Bundesregierung hat dessen Zulassung
im Februar durch Stimmenthaltung mit auf den Weg
gebracht. Doch statt umzudenken und sich für die Gen-
technikfreiheit in Deutschland und Europa einzusetzen,
halten Kanzlerin, Agrarminister und Umweltministerin
weiter den Gentech-Pflanzen die Tür nach Europa
offen.

MINUTIÖSES DREHBUCH DER BIOTECH-LOBBY

Dabei folgen Merkel, Schmidt und  Hendricks exakt
einem Drehbuch der Biotech-Lobby aus dem Jahr 2012.
Unter der Überschrift „Eine neue Strategie für die Gen-
technik“ haben sich Monsanto und Konsorten einen de-
taillierten Ablaufplan ausgedacht, mit der der
Agrogentechnik in Europa endlich zum Durchbruch ver-
holfen werden soll. Und erschreckend minutiös arbeiten
EU-Kommission und die Große Koalition jetzt das Pro-
gramm der Lobby ab.

Seit langem ist das Ziel der Gentech-Industrie, die Wi-
derstandsfront gentechnikkritischer EU-Staaten gegen
neue Anbauzulassungen aufzubrechen. Im Lobbypapier
wurde daher von der EU-Kommission verlangt, eine
konkrete Anbauzulassung zur Abstimmung zu stellen,
um so den Druck auf diese Staaten (bzw. ihre „Kompro-
missbereitschaft“) zu erhöhen.

MEHR GENTECH-ZULASSUNGEN DURCH
NATIONALE ANBAUVERBOTE

Das Kalkül ging auf: Die Sorge vor dem drohenden Gen-
mais auf den einheimischen Äckern brachte die aller-
meisten Regierungen der EU-Mitglieder dazu, im
Umweltrat am 12. Juni  dem absurden „Opt-out“-Vor-
schlag für nationale Anbauverboten als Notlösung zu-
zustimmen. Dabei ist allen Beteiligten völlig klar, dass

ein Flickenteppich aus Regionen mit und ohne Anbau-
verboten mittelfristig  das Ende der Gentechnikfreiheit
bedeutet. Selbst Details der neuen Anbauverbots-Vor-
schläge basieren auf Überlegungen der Gentech-Lobby.
Dass die Regierung eines EU-Mitgliedsstaates, die ein
nationales Anbauverbot verhängen will, erst mit dem
Hersteller der Gentech-Pflanze über eine „gütliche Eini-
gung“ verhandeln muss, war in den ursprünglichen Vor-
schlägen von 2010 und 2011 noch nicht enthalten.
Diese „obligatorische Kopplung“ wird jedoch im Strate-
giepapier von 2012 „vorgeschlagen“ – und wurde jetzt
prompt so umgesetzt.

Und auch das eigentliche Ziel von „Opt out“ steht expli-
zit im Papier: Staaten, die ein Anbauverbot verhängen
wollen, sollen als Gegenleistung nicht mehr gegen EU-
weite Anbauzulassungen stimmen. Auch dieser Wunsch
der Lobby war der Bundesregierung offenbar Befehl:
schon vor der Abstimmung über die Merkelmais-Zulas-
sung hatten der damalige CSU-Agrarminister Friedrich
und Umweltministerin Hendricks öffentlich angekün-
digt, eine nationale Opt-out-Klausel zu unterstützen –
um sich dann bei der Anbauzulassung brav zu enthal-
ten.

TTIp: VORAUSEILENDER GEHORSAM
BRINGT GEN-HONIG NACH EUROpA

Auch das EU-USA-Freihandelsabkommen (TTIP) weiß
die Lobby für sich zu nutzen, um dessen Fans wie An-
gela Merkel für die eigenen Ziele einzuspannen.
Aus US-Sicht ist auch die EU- Kennzeichnung von gen-
technisch veränderten Produkten ein Handelshemmnis
– speziell bei Honig mit Pollen von Gentech-Pflanzen.
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hatte 2011 in
einem Grundsatzurteil festgestellt, dass auch Honig mit
Gentechnik-Bestandteilen für die Verbraucher sichtbar
als „gentechnisch verändert“ gekennzeichnet werden
muss. Importe von Rapshonig auf Basis von Gentech-
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Raps aus USA oder Kanada hätten so kaum noch eine
Marktchance in Europa.

„Um Unterstützung Deutschlands zu bekommen“, schla-
gen die Konzerne deshalb vor, eine Änderung der EU-
Honig-Richtlinie, mit der das EuGH-Urteil ausgehebelt
würde, „abzuschließen“.

Geschrieben – getan: am 8. Mai stimmte die Bundesre-
gierung im EU-Rat im vorauseilenden Gehorsam für die
Richtlinien-Änderung, obwohl wir die Abgeordneten der
Großen Koalition in einem Antrag explizit darauf hinge-
wiesen hatten, dass sie so die Gentechnik-Kennzeich-
nung für solchen Honig und damit die Wahlfreiheit für
Verbraucher verhindern. Die SPD-Fraktion hatte übri-
gens mit uns noch im Frühjahr 2013 exakt diese Richt-
linienänderung abgelehnt.

NEUES Ep MUSS LOBBY-pLäNE STOppEN

Jetzt kann nur noch das neugewählte Europaparlament
die Pläne der Gentech-Lobby durchkreuzen. Dabei kön-
nen wir mit Martin Häusling und unserer neuen
Europa-Abgeordneten aus Baden-Württemberg, Maria
Heubuch, auf zwei ExpertInnen in Gentechnik-Fragen
zählen. Noch haben Monsanto und Konsorten ihr Ziel
nicht erreicht, noch ist Gentechnikfreiheit möglich –
wir werden weiter in Berlin und Brüssel dafür kämpfen.
Die Grüne Bundestagsfraktion wird das Thema weiter
mit Nachdruck verfolgen. Wer das Ringen um die Gen-
technikfreiheit nachvollziehen möchte, dem sei der
ARD-Exklusiv-Beitrag „Propagandaschlacht um die
Gentechnik“ empfohlen: http://gruenlink.de/sie.

Das eigentliche Problem gerät durch die Opt-out-De-
batte nicht ganz zufällig vollkommen in den Hinter-
grund: das Zulassungsverfahren für Genpflanzen muss
dringend reformiert werden. Das sieht auch der Petiti-
onsausschuss des Bundestages genauso. Vor allem fehlt

es an einer umfassenden und unabhängigen Risikoprü-
fung und -bewertung, wie sie das Vorsorgeprinzip ge-
bietet.

GIFT FÜR BIENEN, INSEKTEN UND VÖGEL

Bei den Pestiziden ist es genauso. In der vergangenen
Wahlperiode habe ich gemeinsam mit Umwelt- und Im-
kerverbänden für ein Teilverbot und eine neue Risiko-
überprüfung der bienengefährlichen Pestizidgruppe der
Neonicotinoide gestritten. Inzwischen dürfen in der EU
drei dieser Wirkstoffe zumindest nicht mehr bei bienen-
attraktiven Pflanzen eingesetzt werden. Doch andere
Substanzen werden genauso wenig erfasst wie die An-
wendung in Gewächshäusern und bei nicht blühenden
Kulturen.

Aktuelle Studien bestätigen nun, dass die Gefahren
durch Neonicotinoide bislang erheblich unterschätzt
wurden: In niederländischen Regionen, deren Gewässer
durch diese Insektizide stark belastet sind, wurde ein
klarer Zusammenhang zu deutlichen Bestandsrück-
gänge bei insektenfressenden Vogelarten festgestellt.
Auch eine aktuelle internationale Gesamtauswertung
von über 800 Studien kommt zum Ergebnis, dass der
derzeitige Einsatz diese Gifte nicht tragbar ist.
In einer umfangreichen Kleine Anfrage werden wir Aus-
kunft von der Bundesregierung dazu verlangen, welche
Konsequenzen sie aus den neuen Erkenntnissen zieht
und ob Einrichtungen des Bundes sich an der Erfor-
schung dieser Gefahren beteiligen. Für uns Grüne ist
klar: Das bislang für zwei Jahre vorgesehene EU-Mora-
torium muss verlängert und auf alle Neonicotinoide und
deren Anwendungen ausgeweitet werden, solange nicht
alle ökologischen Risiken umfassend aufgeklärt sind.
Die aktuellen Studienergebnisse sind deutliche Signale
für ein dauerhaftes und umfassendes Verbot dieser
Gifte.

GENTECHNIk

die lobby
fÜhRt ReGie
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MATTHIAS GASTEl
sprecher Für bahnpolitik

bends einsteigen, entspannt ankommen und mehr

vom Tag genießen.“ So wirbt die Deutsche Bahn

AG (DB) für ihre 17 Personen-Nachtzugangebote. Doch

wie lange noch? Die DB überdenkt derzeit ihr Nacht-

zugkonzept – auch eine Ausdünnung der Angebote bis

hin zu deren vollständiger Einstellung ist nicht ausge-

schlossen. Von einzelnen Nachtzugverbindungen ist be-

reits bekannt, dass sie auf der Streichliste stehen,

darunter Kopenhagen-Basel (über Mannheim, Karlsruhe,

Offenburg und Freiburg) und Paris-München (über Ulm,

Göppingen und Stuttgart).

Angeblich ist der Betrieb der Nachtzüge nicht wirt-

schaftlich. Der zunehmende Wettbewerb durch Billig-

flieger, aber auch das mit Hilfe neuer Hochgeschwin-

digkeitsstrecken beschleunigte ICE-Angebot tagsüber,

verändere das Reiseverhalten. Auf meine Anfrage ant-

wortete der Konzern: Wegen der „schwierigen wirt-

schaftlichen Lage“ und der schwierigen Fahrzeug-

situation überdenke die DB Fernverkehr AG derzeit die

strategische Ausrichtung des Nachtreiseverkehrs ganz-

heitlich. Die Nachtzüge seien knapp und altersbedingt

nicht immer zuverlässig verfügbar. So räumt die DB ein,

dass durch nicht vorhersehbare Fahrzeugausfälle Kun-

den immer wieder nicht das von ihnen reservierte Abteil

vorfänden und dies dann zu Kundenunzufriedenheit

führe.

Ziel, so die DB, sei es, den Nachtreiseverkehr zukunfts-

fähig zu machen. Genaueres könne man aber derzeit

noch nicht sagen. Daher sei gegenwärtig auch noch

keine Aussage darüber möglich, ob neue bzw. zusätzli-

che Fahrzeuge für den Nachtbetrieb angeschafft wür-

den. Die Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

setzt sich für den Erhalt der Personen-Nachtzüge ein.

Anstatt die neu aufkommende Konkurrenz durch die

Nacht-Fernbusse zu beklagen, sollte die DB ihr Konzept

marktgerecht weiter entwickeln. Die hohe Auslastung

auf manchen Strecken und die starke Nachfrage zumin-

dest im Bereich der Einzelabteile sprechen dafür. Au-

ßerdem lässt sich die Schieneninfrastruktur über den

Tag betrachtet besser auslasten. Und Umweltgesichts-

punkte sind ohnehin zu jeder Tages- und Nachtzeit ein

Pluspunkt für die Schiene. Nach der Sommerpause hat

der Verkehrsausschuss des Bundestages Vertreter der

DB eingeladen. Dann wird auch die Zukunft der Nacht-

züge ein Thema sein.

EEG-REFORM BELASTET EINSEITIG DIE SCHIENE

Die Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG)

durch die Große Koalition wirkt sich auch - leider nega-

tiv - auf die Schienenverkehre aus. Während die be-

günstigte Industrie lediglich 15 Prozent des regulären

EEG-Umlagesatzes zahlen muss, sollen die Schienen-

bahnen künftig 20 Prozent (bisher rund 11 Prozent) be-

rappen. Die jährlichen Mehrkosten summieren sich auf

70-80 Millionen Euro. Tickets für Fahrgäste werden

damit tendenziell teurer. Besonders grotesk wird es im

Güterbereich: Auch hier dürften die Preise auf dem

Schienenweg steigen. Zugleich sinken die Mautsätze für

LKW, da diese wesentlich vom Zinsniveau abhängen.

War da nicht einmal die Parole „Güter auf die Schiene“?

101 EISENBAHNBRÜCKEN IN BADEN-

WÜRTTEMBERG ABBRUCHREIF

Wie steht es um die Bahninfrastruktur, insbesondere die

Eisenbahnbrücken, in Deutschland? Das wollte die Frak-

tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN genauer wissen und
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brachte Kleine Anfragen für alle Bundesländer in den

Bundestag ein. Das Ergebnis ist ernüchternd, auch für

Baden-Württemberg: Von 3008 Brücken im Ländle sind

29 Prozent stark beschädigt, für 101 bleibt angesichts

unterlassener Instandhaltung nur noch der Abriss. Of-

fenbar tut nur ein Bruchteil der Brücken ohne einen

Schaden aufzuweisen seinen Dienst. Die sträfliche Ver-

nachlässigung des Werterhalts wird sich eines Tages in

gravierender Weise zeigen: Auf immer mehr Strecken-

abschnitten sind Geschwindigkeits- und für den Güter-

verkehr auch Gewichtsbeschränkungen zu erwarten –

sofern die Bahnbrücken dann überhaupt noch befahren

werden können.

Die Gründe für diese Entwicklung sind vielfältig: Für

den geplanten Börsengang der Deutschen Bahn AG

wurden über Jahre hinweg notwendige Investitionen

unterlassen, um die Bilanzen aufzuhübschen. Wohin die

Gewinne aus den DB-Netzsparten im Detail flossen ist

wenig transparent. Und der Bund als Eigentümer hat

sowohl zu wenig Geld für die Infrastruktur zugeschos-

sen als auch wenig zielführende Vorgaben für die Ver-

wendung der Gelder gemacht. Und dass viel zu viel der

ohnehin knappen Mittel in höchst fragwürdige Groß-

projekte wie Stuttgart 21 anstatt in den Werterhalt

flossen (und fließen) ist kein Geheimnis.   

pKW-MAUT

Zu Recht von den Medien, aber auch aus der eigenen

Koalition, zerpflückt wird die geplante Maut für Pkw-

Halter aus dem Ausland, auch CSU-Maut genannt. Un-

strittig ist, dass mehr Geld für den Erhalt der

Verkehrsinfrastruktur benötigt wird. Auf jährlich 7,2

Milliarden Euro zusätzlich schätzt eine unabhängige

Kommission den zusätzlichen Bedarf, um bestehende

Straßen, Schienen und Wasserwege instand zu halten.

Doch die CSU-Maut ist aus mehreren Gründen unsin-

nig: Erstens lässt sich damit kaum mehr als der Betrag

hinter dem Komma des tatsächlichen Bedarfs finanzie-

ren. Viel zu hoch ist der Aufwand für den Vertrieb der

Plaketten, die Verrechnung mit der KfZ-Steuer für In-

länder und die Plaketten-Kontrollen.

Zweitens ist höchst fraglich, ob die Mautidee, mit der

nur Autofahrerinnen und Autofahrer aus dem Ausland

zusätzlich belastet werden sollen, mit dem EU-Recht

vereinbar ist. Dem Europagedanken widerspricht sie auf

jeden Fall. Sie ist Ausdruck der Europaskepsis der CSU,

die sich auch in deren Europawahlkampf gezeigt hat –

und den Christsozialen zum Glück keinen Erfolg be-

schert hatte.

Drittens: Eine Maut, die nicht in Abhängigkeit der tat-

sächlichen Inanspruchnahme von Straßen und Brücken

erhoben wird, ist ungerecht und entfaltet keinerlei Len-

kungswirkung. Einmal zahlen und dann fahren so viel

man will – so wird der Stau nicht weniger. Und so gibt

es keinen Anreiz, vermehrt öffentliche Verkehrsmittel zu

nutzen. Unser Vorschlag zur Finanzierung der Verkehrs-

infrastruktur: Ausweitung der Lkw-Maut auf leichtere

Lastkraftwagen und auf alle Straßen. Denn ein LKW be-

ansprucht die Straßen bis zu 60.000mal stärker als ein

PKW! Und dann muss natürlich mit dem Prinzip „Erhalt

vor Neubau“ ernst gemacht werden. Wer seine Ver-

kehrsinfrastruktur nicht mehr erhalten kann, der sollte

nicht auch noch massiv in den Neubau investieren!

AGNIESZKA BRuGGER
sprecherin Für sicherheitspolitik und abrüstung
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SylVIA KoTTING-uHl
sprecherin Für atompolitik

m Prinzip richtig: die Bündelung der Energiepolitik in

einem Ressort. Falsch dafür ist die Wahl des Wirt-

schaftsressorts unter einem SPD-Minister. Gabriel hat

im neu geschaffenen Ministerium für Wirtschaft und

Energie den ehemaligen Umweltminister endgültig hin-

ter sich gelassen und gibt nur noch den Industriepoliti-

ker. Sein Gang nach Brüssel diente ausschließlich dem

Erhalt der großzügigen Ausnahmen für die Industrie

von der EEG-Umlage. 

Im Schweinsgalopp wurde vor der parlamentarischen

Sommerpause die EEG-Novelle durch's Parlament ge-

peitscht. Die "parlamentarische Beratung":  Am Tag der

Beschlussfassung wurde die 204-seitige sogenannte

Formulierungshilfe mit den Änderungen der Opposition

zur Kenntnis gegeben - mehr ist das nicht! (Und macht

nochmal klar, dass Große Koalitionen die Ausnahme in

einer Demokratie bleiben müssen!)

Gabriels Ankündigung, die Kosten der Energiewende für

die Haushalte zu senken, ist auf der Strecke geblieben.

Nun kann man sich streiten, ob 6,2 Ct/kWh für den

Aufbau eines neuen Energiesystems ohne Risiken und

Ewigkeitskosten tatsächlich zu hoch sind. Nachdem

aber auch die SPD zunehmend in den Chor derer ein-

stimmte, die die Energiewende seit drei Jahren auf eine

Strompreis-Debatte reduzieren, war Gabriel im Wort. 

Getan hat er das Gegenteil. Zukünftig sind mit 219

Branchen sogar 90 Prozemz der Industrie berechtigt

Anträge auf Ausnahmen bei der EEG-Umlage zu stellen.

Falls die Umlage für Haushalte und kleine Unternehmen

tatsächlich weiter steigt, liegt es neben dem Versäum-

nis endlich ein neues Strommarkt-Design zu entwi-

ckeln, an diesen mit der Gießkanne verteilten

Ausnahmen.

KOHLE GEWINNT, KLIMA VERLIERT

Nichts tut die Große Koalition gegen den in Deutsch-

land wieder steigenden Co2-Ausstoß. Weder setzt sie

sich in Brüssel für eine angemessene Verknappung der

Co2-Zertifikate ein, noch setzt sie dem Ausbau der

Kohle in Deutschland etwas entgegen. Die Ziele beim

Ökostrom-Ausbau werden gegenüber dem Trend mehr

als halbiert. Bis 2020 soll es gerade mal 35 % Ökostrom

geben – nur 10 % mehr als heute. Dieser Tritt auf die

Bremse nutzt vor allem den uralten Kohlekraftwerken,

die in den kommenden Jahren weiterhin ungehindert

tonnenweise Co2 und andere Schadstoffe in die Um-

welt blasen können. Die Bundesregierung gefährdet mit

dieser Politik sogar den Atomausstieg. 

ÖKOSTROM WIRD GEDECKELT

Mit einem Deckel für Wind- und Solarenergie bremst

die Bundesregierung ausgerechnet die günstigsten Öko-

stromquellen. Beim Windkraftausbau an Land wurde

vor allem durch Initiative aus Baden-Württemberg noch

Schlimmeres verhindert: beim Ersatz von Windkraftan-

lagen wird nur das Repowering als Zubau gerechnet

und nicht die gesamte neue Anlage. Mit der Lex Seeho-

fer, der neuen Länderöffnungsklausel im Baugesetz-

buch, hat Bayern durchgesetzt, dass die Bundesländer

künftig eigenständig Abstandsregeln für Windkraftanla-

gen erlassen können. Anders als in Bayern droht damit

in Baden-Württemberg - solange grün-rot regiert - kein

Kahlschlag für den Windkraftausbau. Aber die Debatten

mit Windkraftgegnern werden nicht einfacher! Ob der

Zubau bundesweit überhaupt noch in die Nähe des

neuen Deckels kommt, ist fraglich. Durch die Ver-

schlechterungen der Bedingungen für den Eigenstrom-

verbrauch wird der Zubau vermutlich auch bei Solar

unter dem Deckel von 2.500 MW und dem von 100 MW

bei Biomasse bleiben. 
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DER ABSOLUTE SÜNDENFALL:
DAS AUSHEBELN DES EINSpEISEVORRANGS

Nach sechs Stunden negativer Strompreise an der Börse

sollen neue Erneuerbare-Anlagen keine Vergütung mehr

erhalten. Anstatt Energiepolitik auf ein zukunftsfähiges

Strommarkt-Design auszurichten und in der For-

schungspolitik endlich genug Mittel zur Entwicklung

benötigter Speicher einzustellen, schleift diese Bundes-

regierung das zentrale Element des EEG.

DIE SONNENSTEUER

Beim Eigenstromverbrauch geht es vor allem den klei-

neren Unternehmen und Privatleuten an den Kragen.

Wer mit einer Solaranlage ab 10 KW seinen Strom

selbst produziert, soll zunächst 30 Prozent, ab 2016 35

Prozent und ab 2017 dann 40 Prozent der EEG-Umlage

bezahlen. Wer selbst angebaute Tomaten isst, muss

dafür also im Lebensmittelgeschäft einen Teil des Prei-

ses abliefern, den die dort vorgehaltenen Tomaten kos-

ten. Absurd? Nein, Gabriel! 

Eigenstromverbrauch mit Kraft-Wärme-Kopplungsanla-

gen wird genauso belastet, hier gibt es allerdings einen

Ausgleich über die KWK-Förderung, der die Belastung

de facto auf 15 Prozent der EEG-Umlage begrenzt. Liegt

Gabriel also der Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung am

Herzen? Vielleicht - vor allem liegt ihm wieder die In-

dustrie am Herzen, die er mit Belastungen verschonen

will, während ihm Belastungen der Privathaushalte

fröhlich von der Hand gehen. Die Zwei-Klassen-Gesell-

schaft beim Eigenstromverbrauch sieht also so aus: ei-

nerseits die Industrie die auf ihre Kohle-KWK-Anlagen

dank der Kompensation 15 Prozent der EEG-Umlage

zahlt. Andererseits die meist privaten PV-Betreiber, die

ohne solche Kompensation 40 Prozent bezahlen. In der

„Sonnensteuer“ bildet sich noch einmal der fatale Weg

den das EEG unter Gabriel nimmt ab: weniger Erneuer-

bare, mehr Kohle!

BÜRGERENERGIEN BEDROHT

Der LöwInnenanteil der Energiewende geht zurück auf

Investitionen von Bürgerinnen und Bürgern, Landwirten

und Energie-Genossenschaften vor Ort. Diese Konkur-

renz stört die konventionelle Energiewirtschaft. Auch

deshalb soll der Marktzugang der BürgerInnen durch

ein ganzes Bündel von Maßnahmen erschwert werden:

Direktvermarktungspflicht, unsichere Planungsverfahren

und folglich höhere Risikozuschläge bei den Banken –

all das ist bereits geeignet, das Bürgerengagement bei

der Energiewende zu verringern. 

Die Koalitionsfraktionen haben die Hürden jetzt noch

höher gelegt. So sollen schon ab 2016 alle Anlagen ab

100 KW Leistung zur Direktvermarktung verpflichtet

werden. Die Vermarktungspflicht erhöht den Aufwand

und damit die Kosten und macht die Anlagenbetreiber

abhängig von wenigen Stromhändlern. 

Doch Gabriel geht noch weiter: Schon ab 2017 will er

die Höhe der Ökostromvergütung durch Ausschrei-

bungsmodelle ermitteln. In einem solchen Wettbewerb,

der hohe Vorauszahlungen ohne Planungssicherheit er-

fordert, können Privatleute und Genossenschaften nicht

mehr mithalten. Die Reste der Energiewende drohen

damit zur Sache der konventionellen Energiewirtschaft

zu werden. 

Diese EEG-Novelle ist für die Bürgerinnen und Bürger,

für den Klimaschutz und den Atomausstieg eine Kampf-

absage. Nach der EEG-Novelle ist vor der EEG-Novelle,

die nächste ist schon angekündigt. Nehmen wir den

Kampf auf! Stoppen wir Gabriel! 

AGNIESZKA BRuGGER
sprecherin Für sicherheitspolitik und abrüstung

Tel. 030 / 227- 71570, Fax 030 / 227- 76195, agnieszka.brugger@bundestag.de

WAHLKREISBÜRO Rosenstraße 39, 88212 Ravensburg,

Tel. 0751 / 3593966, Fax 0751 / 3593967 agnieszka.brugger@wk.bundestag.de
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CHRIS KüHN
sprecher Für bau- und Wohnungspolitik

iele Versprechungen gab es im Koalitionsvertrag

der Großen Koalition in der Wohnungs- und Bau-

politik. Nach mehr als einem halben Jahr zeigt sich: Viel

versprochen, wenig gehalten. Bei der Mietpreisbremse

grätscht die Union ständig dazwischen – und lässt die

Mieterinnen und Mieter im Regen stehen. Mit der soge-

nannten Länderöffnungsklausel der CSU bei der Wind-

kraft, bremst die Große Koalition die Windenergie durch

die Hintertür aus und bei den bundeseigenen Immobi-

lien treibt die Bundesregierung die Preise hoch und

heizt Spekulationen an. Eine verlässliche Politik für

Kommunen und eine gute Wohnungs-, Bau- und Ener-

giepolitik sieht anders aus!

MIETpREISBREMSE DARF KEIN

ZAHNLOSER TIGER WERDEN

Justizminister Heiko Maas hat im März, nach langem

hin und her, endlich einen Referentenentwurf für die

Mietpreisbremse vorgelegt. Der Gesetzentwurf ist

längst überfällig, da schnell ein Rettungsschirm für be-

zahlbaren Wohnraum aufgespannt werden muss. So-

bald der Entwurf allerdings öffentlich wurde, haben ihn

die Wohnungs- und Immobilienwirtschaft sowie Abge-

ordnete der Union, insbesondere aus Baden-Württem-

berg, massiv kritisiert. Es ist dabei besonders fahrlässig,

wenn gerade die Südwest-CDU mit Thomas Strobel die

Mietpreisbremse blockiert. Unter den zehn Städten mit

den höchsten Preissteigerungen bei Wohnimmobilien

befinden sich allein drei in Baden-Württemberg: Frei-

burg, Stuttgart und Heidelberg. Gerade hier würden

Mieterinnen und Mieter von der Mietpreisbremse profi-

tieren.

Der Entwurf enthält viele richtige Forderungen, die auf

grüne Ideen zurückgehen. Aber die Vorschläge müssen

konsequent am Ziel bezahlbarer Mieten in beliebten

Wohnungsmärkten ausgerichtet werden. Ich sehe hier

deutlichen Verbesserungsbedarf. Ausnahmen bei der

Mietpreisbremse bei „umfassender Sanierung“ dürfen

nicht dazu führen, dass es zur Verdrängung von Miete-

rinnen und Mieter kommt. Eine nachhaltige Mietpreis-

bremse muss mindestens zehn Jahre gelten – fünf Jahre

sind für die Umsetzung und einen wirksamen Schutz

der Mieterinnen und Mieter zu kurz. Dort wo Wohn-

raummangel herrscht, braucht es eine Mietpreisbremse,

die rasch kommt. Tag für Tag geht bezahlbarer Wohn-

raum verloren – auch in Baden-Württemberg. Ausnah-

men und absichtliche Verzögerungstaktiken der Union

dürfen die Mietpreisbremse nicht schwächen. Die Miet-

preisbremse muss aber vor allem von einem umfassen-

den Paket für bezahlbares Wohnen flankiert werden.

Auch hier agiert die Große Koalition viel zu zögerlich.

BUNDESREGIERUNG HEIZT SpEKULATIONEN AN 

Durch eine andere und neue Liegenschaftspolitik muss

die Bundesregierung endlich selbst Verantwortung für

angespannte Wohnungsmärkte übernehmen. Bisher

werden die meisten zum Verkauf stehenden Grundstü-

cke und Wohnungen der Bundesanstalt für Immobilien-

aufgaben (BImaA) zum Höchstpreis, nach rein

ökonomischen Kriterien, verkauft. Städtebauliche und

regionale Besonderheiten der Wohnungsmärkte spielen

bisher eine viel zu kleine Rolle. Dadurch gibt die Bun-

desregierung unnötigen Gestaltungsspielraum auf.

Hinzu kommt, dass kommunale Wohnungsunternehmen

durch das Höchstpreisgebot meist nicht mithalten kön-
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nen und die Liegenschaften dann in die Hände von Im-

mobilienspekulanten geraten. Dies muss sich endlich

ändern. Wir Grünen haben daher im Bundestag ein Mo-

ratorium beim Verkauf von BImA-Wohnungen gefor-

dert. Bis zu einer Änderung der Verkaufskriterien soll

die BImA keine Liegenschaften mehr verkaufen und

zwar insbesondere nicht in Gebieten mit einer ange-

spannten Wohnungsmarktlage. Die Koalition aus SPD

und Union hingegen hat das Moratorium blockiert und

eine sofortige Abstimmung verhindert.  

Gerade auch für Baden-Württemberg ist es besonders

wichtig, dass der Bund seine Liegenschaftspolitik än-

dert. In Baden-Württemberg gehören dem Bund rund

11 500 Liegenschaften – so viel wie in keinem anderen

Bundesland. Günstiges Wohnen ist nur möglich, wenn

Wohnungen und Grundstücke zu bezahlbaren Preisen

vermietet und verkauft werden. Das gilt auch für

Baden-Württemberg. Aktuell ist nur für Konversionsflä-

chen eine verbilligte Abgabe unterhalb des Verkehrs-

wertes möglich. Hierfür soll für 4 Jahre ein

Mini-Programm in Höhe von 100 Millionen Euro ab

2015 aufgelegt werden. Die restlichen Wohnungen

müssen auf Grund der aktuellen Liegenschaftspolitik

des Bundes weiterhin so hochpreisig wie möglich ver-

kauf werden. 

SpD UND UNION NEHMEN DER WINDKRAFT

DEN WIND AUS DEN SEGELN

Die Große Koalition verschleppt und boykottiert gera-

dezu die Energiewende – nicht nur mit der Einführung

einer absurden Sonnensteuer für Solarstrom, sondern

auch mit der Windkraftbremse im Baugesetzbuch. Mit

der sogenannten Länderöffnungsklausel können nun die

Bundesländer starre Abstandsregelungen zwischen

Windenergieanlagen und Wohnbebauung erlassen. Da-

durch besteht die Gefahr, dass mit dieser Lex Seehofer

die Windausbauziele aller Bundesländer ins Wanken ge-

raten, da die Planungssicherheit für Windkraftanlagen

nicht mehr gegeben ist. Dies ist besonders absurd, da

die Windenergie an Land der Motor der Energiewende

ist.

Das Gesetz ist sowieso unnötig, denn schon heute kön-

nen Windkraftanlagen über das kommunale Planungs-

recht mit Öffentlichkeitsbeteiligung unter Beachtung

lokaler Gegebenheiten geplant werden. Vor diesem Hin-

tergrund war es nur folgerichtig, dass der Bundesrat auf

Initiative der grün-regierten Länder das Gesetz in erster

Lesung abgelehnt hat. Auch bei der Anhörung des Um-

weltausschusses des Bundestages lehnten ALLE Exper-

tinnen und Experten – auch die von der SPD benannten

– die Länderöffnungsklausel ab. Leider hat sich Seeho-

fer trotzdem durchgesetzt und die SPD ist eingeknickt.

Während aber Bayern aus der Windkrafterzeugung aus-

steigen will, steigt Baden-Württemberg richtig ein. Für

Grün-Rot ist die Windkraft an Land eine zentrale Säule

der Energiewende. Die Signale hier bei uns im Südwes-

ten stehen auf Zuwachs und Ausbau. Dies ist auch drin-

gend notwendig, denn momentan wird nur etwa mehr

als ein Prozent der baden-württembergischen Stromer-

zeugung durch Wind gedeckt. Grün-Rot hat sich zum

Ziel gesetzt, dass bis 2020 der Anteil der Windkraft 10

Prozent betragen soll. Dies ist ein ambitioniertes Ziel,

aber wir in Baden-Württemberg sind auf dem richtigen

Weg. 

AGNIESZKA BRuGGER
sprecherin Für sicherheitspolitik und abrüstung

Tel. 030 / 227- 71570, Fax 030 / 227- 76195, agnieszka.brugger@bundestag.de

WAHLKREISBÜRO Rosenstraße 39, 88212 Ravensburg,

Tel. 0751 / 3593966, Fax 0751 / 3593967 agnieszka.brugger@wk.bundestag.de

Viel heisse luft!
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BEATE MüllER-GEMMEKE
sprecherin Für arbeitnehmerinnenrechte

n den letzten Wochen vor der Sommerpause wurde in

Berlin noch einmal heftig gestritten und gedealt.

Dann verabschiedete der Bundestag das Gesetz zur Stär-

kung der Tarifautonomie. Nach jahrelangem Kampf hat

das Parlament damit einen gesetzlichen Mindestlohn

von 8,50 Euro auf den Weg gebracht. Gleichzeitig wer-

den mehr branchenspezifische Mindestlöhne ermöglicht,

denn das Arbeitnehmer-Entsendegesetz wird für alle

Branchen geöffnet und zusätzlich können Tarifverträge

zukünftig leichter allgemeinverbindlich erklärt werden. 

Dieser Dreiklang ist notwendig, weil die Tarifautonomie

in den letzten Jahren immer weniger funktioniert. Flä-

chen- und Branchentarifverträge haben immer mehr an

Bedeutung verloren. Die tarifvertragsfreien Branchen

nahmen stetig zu und die Tarifbindung ist gesunken.

Heute sind nur noch knapp 60 Prozent der Beschäftigten

durch tarifliche Vereinbarungen geschützt. Deshalb

konnte sich in Deutschland im Vergleich zu anderen eu-

ropäischen Ländern ein ausgeprägter Niedriglohnbereich

entwickeln. Gleichzeitig hält die Tarifflucht die Löhne

insgesamt auf niedrigem Niveau, insbesondere bei den

unteren Einkommen. Jetzt kommen endlich soziale Leit-

planken für ein starkes Tarifvertragssystem. Ein längst

überfälliges Reformvorhaben wird umgesetzt, denn

genau diesen Dreiklang und diese Diskussion haben wir

bereits in der vergangenen Legislaturperiode mit einem

Antrag im Bundestag angestoßen. Kritik haben wir aber

an der Ausgestaltung – insbesondere an den Sonderre-

gelungen und Ausnahmen beim gesetzlichen Mindest-

lohn.

WÜRDE KENNT KEINE AUSNAHMEN

Die Bundesregierung hat sich den Lobbyisten gebeugt

und Ausnahmen sowie Sonderregelungen beim gesetzli-

chen Mindestlohn geschaffen. Jugendliche, Langzeitar-

beitslose und drei Monate lang auch PraktikantInnen

sind vom Mindestlohn ausgenommen. Für Saisonarbeits-

kräfte gibt es Sonderregelungen und insbesondere für

ZeitungsausträgerInnen  sind in einer Übergangsphase

weiterhin Löhne weit unter 8,50€ pro Stunde möglich.

Das haben wir gebetsmühlenartig kritisiert und einen

Mindestlohn ohne Ausnahmen gefordert.   

Fatale Verwerfungen drohen aus meiner Sicht insbeson-

dere für Langzeitarbeitslose. Künftig können Menschen,

die langzeiterwerbslos sind, ein halbes Jahr lang zu

Dumpinglöhnen weit unter dem Mindestlohn von 8,50

Euro beschäftigt werden. So werden Langzeitarbeitslose

zu Beschäftigten 2. Klasse. Zudem führt diese Ausnahme

zu Anreizen, zuvor Erwerbslose nach sechs Monaten

wieder zu entlassen, um einen anderen Langzeitarbeits-

losen für wenig Geld anzustellen. Damit drohen Dreh-

türeffekte. In der Folge werden die Chancen für einen

dauerhaften Wiedereinstieg in den ersten Arbeitsmarkt

noch geringer, denn diese Ausnahme fördert lediglich

kurzfristige und instabile Beschäftigung.  Die Langzeit-

arbeitslosen sind die großen VerliererInnen beim Deal

zwischen CDU/CSU und SPD um den gesetzlichen Min-

destlohn. Durch die Ausnahmen entsteht gleichzeitig ein

völlig widersinniger Effekt. Nur Betriebe, die keinen Ta-

rifvertrag anwenden, können die Ausnahmen in An-

spruch nehmen. Und die Sonderregelung für die

Zeitungsverleger entlastet gerade eine Branche, die Ta-

rifverhandlungen definitiv ablehnt. Das schwächt das

Tarifsystem anstatt es zu stärken. Auf diese Weise kon-

terkariert die Bundesregierung das eigentliche Ziel des

Tarifautonomiestärkungsgesetzes.  

BLOCKADEN IM TARIFAUSSCHUSS WEITER MÖGLICH 

Die Erleichterungen insbesondere im Tarifvertragsgesetz

sind notwendig. Nur so können mehr Branchen beantra-
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gen, dass ihre Tarifverträge für alle Beschäftigten gelten,

und damit verhindern, dass die Schmutzkonkurrenz in

den eigenen Reihen immer größer wird. Überhaupt nicht

nachvollziehbar ist aber, dass das Abstimmungsverfah-

ren im Tarifausschuss nicht verändert wurde. Es können

zwar leichter Anträge auf Allgemeinverbindlicherklärung

gestellt werden - im Tarifausschuss können diese An-

träge aber weiterhin von den Spitzenverbänden der Ta-

rifpartner blockiert werden. Das macht keinen Sinn. Das

ist nicht schlüssig und auch nicht konsequent. Und auch

das entspricht nicht der Intention des Tarifautonomie-

stärkungsgesetzes.

NOTWENDIG SIND EFFEKTIVE KONTROLLEN

Um den gesetzlichen Mindestlohn und die branchenspe-

zifischen Mindestlöhne tatsächlich durchzusetzen, müs-

sen sie effektiv kontrolliert werden. Denn die

Arbeitgeber können durch Scheinwerkverträge, Schein-

selbstständigkeit oder fingierte Stundenabrechnungen

den Mindestlohn umgehen. Die Finanzkontrolle

Schwarzarbeit hat aber schon heute zu wenig Personal

für solche Kontrollen. Deshalb fordert die Zollgewerk-

schaft 2.000 bis 2.500 neue Stellen. Bundesarbeitsmi-

nisterin Nahles verspricht jetzt 1.600 zusätzliche Stellen.

Doch wann die kommen werden, steht in den Sternen.

Denn zunächst muss erst einmal genügend Kontrollper-

sonal ausgebildet werden. Und solch eine Ausbildung

dauert zwei bis drei Jahre. Jetzt droht also die Gefahr,

dass die Kontrollen von branchenspezifischen Mindest-

löhnen ab 2015 zugunsten des gesetzlichen Mindest-

lohns vernachlässigt werden. Und das wäre katastrophal.

DENNOCH – ES WAR EIN GUTER TAG

Auch mit Schwächen geht der Dreiklang im Tarifautono-

miestärkungsgesetz in die richtige Richtung. Mit dem

gesetzlichen Mindestlohn wird der Wettbewerb um die

niedrigsten Löhne gestoppt. Trotz Ausnahmen werden

viele Beschäftigten davon profitieren – insbesondere

Frauen. Die Branchenmindestlöhne sind unverzichtbar,

weil sie tariflich vereinbarte Mindestarbeitsbedingungen

in schwierigen Branchen absichern und weil sie staatlich

kontrolliert werden und mit Sanktionen unterlegt sind.

Im Zusammenspiel mit dem gesetzlichen Mindestlohn

werden sie das weitere Ausfransen der Löhne nach

unten stoppen. Wichtig ist auch, dass Tarifverträge wie-

der vermehrt für alle Beschäftigten einer Branche gel-

ten, denn nur durch tarifliche Regelungen kommen

mehr Beschäftigte in den Genuss von höheren Löhnen.

Insgesamt wird das Zusammenspiel von Mindestlohn,

Branchenmindestlöhnen und allgemeinverbindlich er-

klärte Tarifverträge das Tarifvertragssystem stabilisieren

und vielfältige positive Effekte bewirken. Endlich wird

die Tarifflucht der Arbeitgeber nicht mehr ignoriert, son-

dern bekämpft. Für tariftreue Betriebe entsteht somit

ein verlässlicher Wettbewerbsrahmen und Schutz vor

Dumpingkonkurrenz. Tarifflucht wird sich immer weni-

ger lohnen. Die Löhne werden insgesamt steigen, denn

die Unternehmen haben ein Interesse an den bisherigen

Lohnunterschieden, um qualifizierte Beschäftigten zu

halten. Vor allem ist Schluss mit den extrem niedrigen

Stundenlöhnen, denn immerhin verdienen heute mehr

als 2,5 Millionen Menschen gerademal fünf oder sechs

Euro in der Stunde. Mit dem gesetzlichen Mindestlohn

können zumindest die meisten Alleinstehenden, die Voll-

zeit arbeiten, ihren Lebensunterhalt eigenständig si-

chern. Zukünftig gilt: Jede Arbeit hat ihren Wert.

Deshalb haben wir – trotz Kritik – zugestimmt. Wir blei-

ben aber dran. Jetzt ist es unsere Aufgabe, parlamenta-

rischen Druck zu machen, um den Mindestlohn weiter

zu verbessern. 

AGNIESZKA BRuGGER
sprecherin Für sicherheitspolitik und abrüstung

Tel. 030 / 227- 71570, Fax 030 / 227- 76195, agnieszka.brugger@bundestag.de

WAHLKREISBÜRO Rosenstraße 39, 88212 Ravensburg,

Tel. 0751 / 3593966, Fax 0751 / 3593967 agnieszka.brugger@wk.bundestag.de

miNdestlohN:

taRifautoNomie
wiRd GestäRKt

 
  

SÜDWESTGRÜN 02/18 17

        

     

        



CEM ÖZDEMIR

BETRIEBSpRAKTIKUM BEI EBM pApST

om 14. bis 16. Juli 2014 habe ich ein Betriebsprak-

tikum beim baden-württembergischen Unterneh-

men ebm papst absolviert, einem Hersteller von

Elektromotoren und Ventilatoren. Politik setzt den Rah-

men, innerhalb dessen Unternehmen und Betriebe ent-

scheiden, welche Produkte sie herstellen und welche

Dienstleistungen sie anbieten, ob und an welchem

Standort sie investieren und welche Innovationen sie

vorantreiben. Es ist daher unverzichtbar, dass wir den

Gegenstand, über den wir entscheiden, aus nächster

Nähe kennenlernen. Es ging mir darum, unternehmeri-

sche Entscheidungen und ihre Beweggründe aus nächs-

ter Nähe nachzuvollziehen und dabei auch zu fragen,

wie die Versöhnung von Ökonomie und Ökologie kon-

kret vor sich gehen kann. 

Meine Erfahrungen vor Ort wurden in einem kurzen

Videobeitrag festgehalten: http://gruenlink.de/sic

CHINA-REISE

Anfang Juli war ich Teil einer Delegation, die gemein-

sam mit Bundeskanzlerin Angela Merkel nach China ge-

reist ist. Diese Reise hat meine Ansicht verstärkt, dass

Demokratie, soziale Gerechtigkeit und der Schutz unse-

rer Umwelt zusammen gedacht werden müssen.

Wenn wir vom Westen nach China blicken, dann sehen

wir ein wirtschaftlich aufstrebendes und faszinierendes

Land, aber auch die Unterdrückung der Meinungsfrei-

heit für Intellektuelle und Oppositionelle, die prekäre

Lage in Tibet und das Schicksal der Uiguren. Auch wenn

das Pro-Kopf-Einkommen sich in 20 Jahren mehr als

verzehnfacht hat, so sind die sozialen Unterschiede im

Land noch immer immens. Bis zu 270 Millionen Wan-

derarbeiterInnen warten darauf, dass sie die gleichen

Rechte wie die Stadtbevölkerung bekommen. Alle zu-

sammen verbindet die Sorge um die Verschmutzung von

Boden, Luft und Wasser. Die OECD hat festgestellt, dass

allein die Luftverschmutzung in China 1,3 Millionen

Menschen das Leben kostet und Gesundheitskosten von

1.400 Milliarden Dollar verursacht.

In Peking kann man die Folgen des nachholenden

Wachstums zulasten der Ökologie sehen und spüren –

am Smog. Wer es sich leisten kann, kann sich einen

Luftreiniger in die Klimaanlage einbauen lassen, die an-

deren hingegen beklagen Leiden an Lungen und Bron-

chien. Auch in China wird immer deutlicher erkannt,

dass das Land diesen Pfad auf Kosten von Klima und

Umwelt nicht unendlich weitergehen kann. Das Land

muss nachhaltiger wirtschaften, wenn seine Bevölke-

rung eine gute Zukunft haben soll. Die ökologische Mo-

dernisierung ist eine Herausforderung, die wir mit China

teilen.

Es ist schwer zu sagen, wohin Chinas Präsident Xi Jin-

ping das Land mit seinen fast 1,4 Milliarden Menschen

steuern möchte. Korruption sowie Luftverschmutzung

werden zunehmend bekämpft, die Resultate gilt es je-

doch abzuwarten. Die staatliche Wirtschaft setzt auf

Grün, auch wenn es allzu oft nur für das berühmte

Mäntelchen reicht. Zugleich finden Machtkonzentra-

tion, Kontrolle und Zensur statt, der Druck auf Kritike-

rInnen und die Zahl willkürlicher Verhaftungen nehmen

wieder merklich zu. 

Diese Einschränkungen der Menschen- und Bürger-

rechte schaden auch dem Anliegen des Klimaschutzes.

Effektiver Klimaschutz kann nicht autoritär und willkür-

lich von oben verordnet werden. Nur demokratische

Verfahren garantieren, dass die Menschen überzeugt

sind und sich auch selbst einbringen können. Klima-

V
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ÖKoNomie & ÖKoloGie

VoN BADEN-WüRTTEMBERG BIS CHINA

schutz braucht die Stimme einer demokratischen Zivil-

gesellschaft, in der jede und jeder ohne Furcht gesell-

schaftliche Anliegen vortragen kann und die besten

Ideen miteinander konkurrieren können. Auch wer Kor-

ruption wirksam bekämpfen und die von der KP Chinas

gerne zitierte „Harmonie“ im Land will, muss die Kom-

petenz der eigenen Bevölkerung nutzen und darf Pro-

teste nicht pauschal als Bedrohung sehen.

Eines ist klar: Chinas Bedeutung in der Welt wächst

weiter. Ohne oder gegen China kann es keinen effekti-

ven internationalen Klimaschutz geben. Angesichts der

Bedeutung Chinas würde die Welt weiter ungebremst

auf die Klimakatastrophe zugehen. Man kann der chi-

nesischen Bevölkerung weder das Autofahren noch das

nachholende wirtschaftliche Wachstum absprechen. Vor

allem wir nicht, die selbst seit Jahrzehnten Raubbau an

unserem Planeten betrieben haben. Was wir aber tun

können und müssen, ist mit gutem Beispiel in Deutsch-

land und Europa bei der Dekarbonisierung unserer Wirt-

schaft voranzugehen und die drei großen „E“

umzusetzen: Energieeffizienz, Erneuerbare Energien,

Energieeinsparung. Wir müssen zeigen, dass wir mit

einer anderen Produktionsweise Wohlstand schaffen

und ein gutes Leben in Freiheit ermöglichen können. 

Wir müssen mit intelligenten Mobilitätskonzepten de-

monstrieren, wie man Menschen in Stadt und Land von

A nach B bringt, ohne das Klima zu zerstören. Wir kön-

nen mit unseren Unternehmen zeigen, wie sich der Ver-

brauch von Rohstoffen reduziert, wie sie recycelt und

dann im Wirtschaftskreislauf wieder verwendet werden

können. Dabei winken Vorteile für beide Seiten: bessere

Lebensbedingungen für die Menschen in China, Klima-

schutz für uns alle und Aufträge für unsere Unterneh-

men. 

Voraussetzung dafür ist allerdings, dass die Bundes-

kanzlerin ihren Worten im Ausland dann auch Taten im

Inland folgen lässt. Wir brauchen auch in Deutschland

bessere Rahmenbedingungen, auf die sich die Unter-

nehmen verlassen, auf dieser Basis Innovationen schaf-

fen und an der ökologischen Modernisierung der

Wertschöpfung arbeiten können. Ein gutes Beispiel

dafür ist die EU-Energieeffizienzrichtlinie. 18 Monate

hatte die Bundesregierung Zeit, diese Richtlinie in

Deutschland umzusetzen. Passiert ist bis heute nichts.

So verspielt man nicht nur die Zukunft, sondern auch

seine internationale Glaubwürdigkeit (siehe den Antrag

der Grünen Bundestagsfraktion zur EU-Energieeffi-

zienzrichtlinie: http://gruenlink.de/sif).

Zugleich müssen wir beharrlich mit Chinas Führung im

Dialog darüber bleiben, dass Proteste der Bevölkerung

gegen Ungerechtigkeit und gegen Umweltverschmut-

zung keine Umsturzversuche sind, sondern legitime

Ausdrucksformen selbstbewusster BürgerInnen, die sich

Sorgen um ihr Land, ihre Zukunft und die ihrer Kinder

machen. Diese BürgerInnen brauchen Rechtssicherheit,

dann können und werden sie auch einen wertvollen

Beitrag zu Chinas Zukunft leisten.

Dieser Dialog braucht Vertrauen. Da hilft Zusammenar-

beit. Doch er muss auch offen und ehrlich sein. Ohne

Belehrung und Besserwisserei, aber auch ohne die kriti-

schen Themen auszuklammern. Das ist nicht immer ein-

fach, aber es lohnt sich. Denn die Klimakatastrophe

kann kein Land allein für sich abwenden, wir müssen

zusammen arbeiten. Darin sollen wir die Chancen

sehen. 
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ass bei den Banken einiges zu tun ist, wurde spä-

testens im Herbst 2008 jedem klar, weil die Ban-

ken umkippten wie die Dominosteine. Versicherungen

sind langfristiger orientiert und kippen deshalb viel, viel

langsamer. Das heißt aber nicht, dass der Reformbedarf

bei den Versicherungsgesellschaften nicht genau so

groß wäre wie bei den Banken. Im Versicherungsver-

trieb haben Skandale gezeigt, dass das Interesse der

Kunden an einer guten Beratung häufig nachrangig ist

gegenüber dem Interesse, hohe Provisionen zu kassie-

ren. So gehen viele Gelder, die eigentlich für die Alters-

vorsorge gebraucht würden, verloren. Und der Sektor ist

immens wichtig für die Altersvorsorge: Es gibt mehr Le-

bensversicherungsverträge als Bundesbürger!

Bloß sind Fragen der Versicherungspolitik lange unter

dem Radar der Öffentlichkeit geblieben. Das haben wir

Grünen geändert. Schon 2008 haben wir einen Deregu-

lierungsvorschlag der Versicherungslobby zum Scheitern

gebracht. Im Herbst 2012 lösten wir eine große Debatte

zu einer geplanten Gesetzesänderung zu den Bewer-

tungsreserven aus, die zum Scheitern des Gesetzes

führte. Ein CDU-Bundesparteitag sprach sich gegen das

von CDU-Minister Schäuble eingebrachte Gesetz aus.

Das war eine historische Niederlage des Bundesfinanz-

ministers. 

Als grüne Bundestagsfraktion protestierten wir – zu-

nächst übrigens als einzige Fraktion - dagegen, dass die

schwarz-gelbe Bundesregierung die Ausschüttung von

Bewertungsreserven auszusetzen versuchte, nicht zu-

letzt deshalb, weil das parlamentarische Verfahren in

höchstem Maße intransparent war. Vor allem lehnten

wir die Neuregelung der Bewertungsreservenbeteiligung

aber deshalb ab, weil wir darin eine einseitige Maß-

nahme zu Lasten vieler Versicherungsnehmerinnen und

-nehmer erblickten, die ergriffen wurde, ohne dass Al-

ternativen oder eine Kompensation dafür geprüft

wurde. Deutlich wurde, dass die Bundesregierung hier

allein auf Drängen der Versicherungslobby eine Maß-

nahme zur Stabilisierung der Lebensversicherungsbran-

che vornehmen wollte, ohne auch nur im Ansatz einer

Gegenleistung der Branche in Erwägung zu ziehen. Wir

wollten dem Vorbild der Bankenrettung folgen, wo Ge-

genleistungen festgelegt wurden: Die Regulierung

wurde verschärft und die Vorstandsgehälter bei gerette-

ten Banken wurden auf 500.000 Euro gedeckelt. Bei der

Stabilisierung der Lebensversicherungen war von sol-

chen Gegenleistungen zunächst nirgends die Rede. Wir

Grünen forderten genau das ein. 

Im Sommer 2014 (kurz nach der Europawahl und kurz

vor der Fußballweltmeisterschaft) nahm die mittler-

weile schwarz-rote Bundesregierung einen erneuten

Anlauf. Der Entwurf für ein Lebensversicherungsreform-

gesetz sah wiederum vor, dass Versicherungsunterneh-

men die Ausschüttung von Bewertungsreserven an

ausscheidende Versicherte begrenzen können, soweit

dies zur Sicherung der zugesagten Garantien erforder-

lich ist. Gleichzeitig griff der Gesetzentwurf nun aber

wesentliche grüne Forderungen auf, die vom Bundesfi-

nanzministerium zu Beginn des Jahres 2013 noch abge-

lehnt wurden. Lebensversicherungsunternehmen sollten

jetzt ebenfalls einen Beitrag zur Stabilisierung leisten. 

Wie von uns gefordert, enthielt der Gesetzentwurf eine

Sperre für Ausschüttungen an Aktionäre der Versiche-

rungsunternehmen. Denn wenn Auszahlungen für Kun-

den reduziert werden, um Versicherungsunternehmen

zu stabilisieren, dann können gerechterweise auch

keine Mittel für Ausschüttungen an Aktionäre vorhan-

D
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den sein. Gleichzeitig wurde die Aufteilung der Erträge

- die so genannte Überschussbeteiligung - zumindest

bei den Risikogewinnen zugunsten der Versicherten an-

gepasst. Schließlich wurden mit dem Gesetzentwurf,

wie von uns gefordert, die Kosten- und Provisionspro-

bleme im Vertrieb zumindest angegangen. Doch wie bei

vielen Gesetzgebungsverfahren zeigte sich auch hier,

dass man den Tag nicht vor dem Abend loben sollte.     

Einerseits beließ die Bundesregierung zahlreiche offene

Baustellen und versäumte damit eine wirkliche Neuauf-

stellung der Lebensversicherungsbranche. Das Produkt

Lebensversicherung ist auch weiterhin völlig intranspa-

rent. Zwar ist es richtig, dass Versicherte künftig an den

Überschüssen, die durch eine konservative Kalkulierung

der Unternehmen mit den Sterbetafeln entstehen (Risi-

koüberschüsse), in höherem Maße beteiligt werden, als

dies heute der Fall ist. Das muss aber auch für die Be-

teiligung der Versicherten am Kostenergebnis der Versi-

cherungsunternehmen gelten (Kostenüberschüsse), also

wenn dem Versicherungsunternehmen weniger Kosten

entstehen als ursprünglich geplant. Dies und eine um-

fassende Neuregelung der Überschussbeteiligung wurde

aber versäumt. Des Weiteren bleiben andere Probleme

bestehen, zum Beispiel eine Ausnahmeregelung bei der

Qualifikation von Ausschließlichkeitsvermittlern, also

solchen, die nur für ein einziges Versicherungsunter-

nehmen arbeiten, was die Versicherungslobby 2006

durchgesetzt hatte.

Andererseits entpuppte sich die von der Bundesregie-

rung gepriesene Ausgewogenheit ihres Gesetzespaktes

zwischen Versicherungsunternehmen und Versicherten

als unwahr. Während ausscheidende Versicherte künftig

auf die Ausschüttung von Bewertungsreserven verzich-

ten müssen, ist die Gegenleistung der Branche eher

Symbolik. Hintergrund sind so genannte Gewinnabfüh-

rungsverträge, die Lebensversicherungsunternehmen

mit ihren Muttergesellschaften geschlossen haben. Bei

solchen Versicherungs- Aktiengesellschaften greift die

Ausschüttungssperre nicht, so dass diese durch Kon-

zernstrukturen droht unterlaufen zu werden. Schließlich

räumte die Große Koalition in der letzten Sekunde des

Gesetzgebungsverfahrens die noch im Gesetzentwurf

vorgesehene Offenlegung der Abschlussprovision vom

Tisch, nachdem die Lobby hiergegen Sturm gelaufen

war. Ersetzt wurde die Provisionsoffenlegung schließlich

durch den Ausweis der Effektivkosten, den man schon

von den Riester- Verträgen kennt. Damit verschlimmer-

besserte die Große Koalition aber die Transparenz in der

Versicherungsvermittlung. Denn für Versicherungsneh-

merinnen und -nehmer bleibt auch künftig im Dunkeln,

in welcher Höhe ein Vermittler Provisionen oder andere

Zuwendungen für den Abschluss erhält. Darüber, ob ein

Vermittler ein bestimmtes Produkt verkauft, weil es zur

Kundin passt, oder weil es das Konto des Vermittlers

aufbessert, erfahren Verbraucherinnen und Verbraucher

auch weiterhin nichts. 

Wir haben das Lebensversicherungsreformgesetz des-

halb abgelehnt. Dabei werden wir aber nicht stehen-

bleiben. Ihr werdet in nächster Zeit noch mehr von uns

in Sachen Lebensversicherungen hören. Denn da ist

noch viel zu tun, im Interesse der Finanzmarktstabilität,

aber vor allem auch im Interesse der Kundinnen und

Kunden. 
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betreuungsWAHLKREISE

RUNDBRIEF DER BADEN-WÜRTTEMBERGISCHEN GRÜNEN IM BUNDESTAG

SÜDWESTGRÜN erscheint etwa viermal im Jahr. Darin be-
richten wir als Landesgruppe Baden-Württemberg der grünen
Bundestagsfraktion von unserer Arbeit.

SÜDWESTGRÜN wird als E-Mail mit PDF-Anhang versandt.
Wer den Rundbrief regelmäßig beziehen möchte, schreibe bitte
eine E-Mail mit dem Betreff „Abo Südwestgrün“ an
harald.ebner@bundestag.de. Abmeldungen und Feedback aller
Art bitte ebenfalls an diese Adresse!

Ältere Ausgaben aus den vorangegangenen Wahlperioden sind
im SÜDWESTGRÜN-Archiv auf www.kotting-uhl.de zu finden.

Aufgrund der großen Distanz zwischen Baden- Württemberg
und Berlin können wir selbst nicht so oft in den Wahlkreisen
unterwegs sein wie wir es gerne möchten. Daher seid ihr, die
Grünen in Baden-Württemberg, unser stärkstes Bindeglied „ins
Ländle“. Für uns ist es wichtig zu erfahren, was euch konkret
auf den Nägeln brennt.

Unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Wahlkreisbüros
sind vor Ort für euch und eure Anliegen da und stehen in
engem Kontakt mit uns Abgeordneten in Berlin. Eure Ideen und
euer Engagement sind eine wichtige Ergänzung zu unserer par-
lamentarischen Arbeit!

Da wir ja leider nicht in jedem Wahlkreis mit einer/einem eige-
nen MdB vertreten sind, haben wir das System der Betreuungs-
wahlkreise eingerichtet. In der Liste links seht ihr, wer von uns 
für eurem Wahlkreis zuständig ist.

Mehr aus der Bundestagsfraktion immer akuell unter

WWW.GRuENE-BuNDESTAG.DE
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